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§ 13
Familienheimfahrten

(1) Sofern die Voraussetzungen zum Bezug von Trennungsbeihilfe 
erfüllt sind, können die Fahrkosten für monatlich eine Familienheim­
fahrt nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Nr. 6a AFG bis zur Dauer eines 
Jahres als Zuschuß erstattet werden. Anstelle der Fahrkosten für die 
Heimfahrten des Arbeitnehmers können auch die Fahrkosten für die 
Reise eines Familienangehörigen an den Arbeitsort übernommen 
werden.

(2) § 7 Absatz 2 ist anzuwenden.

§ 14 
Umzugskosten

Als Umzugskosten nach §53 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 AFG können 
übernommen werden:

1. Kosten für den Transport des Umzugsgutes bis höchstens zur 
Höhe der Kosten für den zweckmäßigsten Transport,

2. Reisekosten für die Reise des Antragstellers und der Familienan­
gehörigen, soweit diese zur Fortsetzung der häuslichen Gemein­
schaft an den Arbeitsort mitreisen oder folgen,

wenn der Umzug wegen der auswärtigen Arbeitsaufnahme erforder­
lich ist und innerhalb eines Jahres danach stattfindet.

§15
Leistungen für eine Arbeitsaufnahme 

im Ausland

(1) Aufgrund des § 53 Absatz 4 Satz 2 AFG können Leistungen zur 
Arbeitsaufnahme im Ausland gewährt werden, soweit hieran ein 
besonderes arbeitsmarkt- und sozialpolitisches Interesse besteht.

(2) Die Vorschriften der Anordnung gelten entsprechend, soweit 
nachfolgend nichts-anderes bestimmt ist.

(3) Gewährt werden können:
1. Reisekosten zur Vorstellung bis zu einem Vorstellungsort im 

Inland oder bis zur Grenzstation der DDR,
2. Reisekosten bis zum Arbeitsort, bei Arbeitsaufnahme im außer­

europäischen Ausland bis zur Grenzstation der DDR,
3. Reisekosten für Familienangehörige, wenn diese zur Fortsetzung 

der häuslichen Gemeinschaft mitreisen oder innerhalb eines 
Jahres seit der Abreise des Antragstellers folgen, bis zum

' Arbeitsort, bei Arbeitsaufnahme im außereuropäischen Ausland 
bis zur Grenzstation der DDR,

4. sonstige Kosten, die für die Reise ins Ausland nach in- oder 
ausländischen Vorschriften unvermeidbar sind,

5. bei Arbeitsaufnahme im europäischen Ausland Umzugskosten 
bis zu einem Betrag von 1 000,— DM, wenn der Umzug 
innerhalb eines Jahres seit der Abreise des Antragstellers 
durchgeführt wird,

6. bei Arbeitsaufnahme im europäischen Ausland Überbrückungs­
beihilfe bis zu einem Betrag von 500,— DM für einen Zeitraum 
von höchstens einem Monat,

7. Trennungsbeihilfe in Höhe von 30,— DM wöchentlich für 
höchstens drei Monate seit der Abreise,

8. Vorleistungen nach § 18.

§ 16
Arbeitserprobung

Als sonstige Hilfen im Sinne des § 53 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 AFG 
können zur Feststellung einer beruflichen Eignung (Arbeitserpro­
bung) die erforderlichen Kosten bis zur Dauer von vier Wochen als 
Zuschuß übernommen werden, wenn der Arbeitslose vorher minde­
stens achtzehn Monate arbeitslos gemeldet war, sich die Eignungs­
feststellung für eine Arbeitsaufnahme als notwendig erweist und 
Leistungen aufgrund anderer Anordnungen nicht zu gewähren sind. 
Von der Dauer der vorangegangenen Arbeitslosigkeit kann abgese­
hen werden bei arbeitslosen Schwerbehinderten, die einen Grad der 
Behinderung von mindestens 80 vom Hundert haben.

§ 1 7
Probebeschäftigung

(1) Als sonstige Hilfen im Sinne des § 53 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 AFG 
kann eine bis zur Dauer von drei Monaten befristete Probebeschäfti­
gung mit Zuschuß gefördert werden, wenn der Arbeitslose vorher 
mindestens achtzehn Monate arbeitslos gemeldet war, die Vermitt­
lungsaussichten für ihn deutlich verbessert werden und Leistungen 
aufgrund anderer Anordnungen nicht zu gewähren sind. Von der 
Dauer der vorangegangenen Arbeitslosigkeit kann abgesehen werden 
bei arbeitslosen Schwerbehinderten, die einen Grad der Behinderung 
von mindestens 80 vom Hundert haben.

(2) Förderungsfähig ist nur das tarifliche oder, soweit eine tarifliche 
Regelung nicht besteht, das für den Beruf des Arbeitnehmers 
ortsübliche Arbeitsentgelt, das er für den ersten regulären Lohnab­
rechnungszeitraum erhält; einmalige und wiederkehrende Zulagen, 
Zuschläge oder Zuwendungen bleiben unberücksichtigt. Der Zuschuß 
kann bis zu 100 vom Hundert dieses Arbeitsentgeltes gewährt 
werden.

§ 18 
Vorleistung

(1) Soweit Arbeitgeber für die Arbeitsaufnahme von Arbeitneh­
mern Leistungen zu gewähren haben oder zu gewähren sich 
bereiterklären, können diese Leistungen als sonstige Hilfen im Sinne 
des § 53 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 AFG auf Antrag des Arbeitgebers bis 
zur vollen Höhe vorab erbracht werden, wenn die Arbeitsaufnahme 
sonst verzögert würde.

(2) Der Arbeitgeber hat der Arbeitsverwaltung diese Kosten zu 
erstatten.

Zweiter Unterabschnitt 
Eingliederungsbeihilfe

§ 19
V oraussetzungen

(1) Eingliederungsbeihilfe nach § 54 Absatz 1 Satz 1 AFG kann 
einem Arbeitgeber als Zuschuß gewährt werden, wenn er bereit und 
voraussichtlich in der Lage ist, einem schwervermittelbaren Arbeits­
losen einen seinem Leistungsvermögen angemessenen Dauerarbeits­
platz zu bieten und mit ihm ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
begründet.

(2) Die Unterbringung unter den üblichen Bedingungen des 
Arbeitsmarktes ist erschwert (§ 54 Absatz 1 Satz 1 AFG), wenn der 
Arbeitslose wegen
— seines Alters oder
— der Dauer der Arbeitslosigkeit oder
— seiner Schwerbehinderteneigenschaft
in seiner Wettbewerbsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt im Vergleich 
mit anderen Arbeitslosen benachteiligt ist.

(3) Das Arbeitsamt kann verlangen, daß dem Antrag auf Eingliede­
rungsbeihilfe eine Stellungnahme des Betriebs- oder Personalrates 
beizufügen ist. Ist die zweckentsprechende Verwendung der Leistun­
gen nach Ablauf der Förderungsfrist nachzuweisen, kann das Arbeits­
amt verlangen, daß dem Nachweis eine Stellungnahme des Betriebs­
oder Personalrates beizufügen ist.

§20
Dauer der Leistung

(1) Die Eingliederungsbeihilfe soll in der Regel nicht länger als 
sechs Monate gewährt werden. In begründeten Einzelfällen kann eine 
Förderung bis zu einem Jahr zugelassen werden.

(2) ln besonders schwerwiegenden Problemfällen kann die Einglie­
derungsbeihilfe bis zu zwei Jahren gewährt werden.

(3) Zeiten, in denen der Arbeitnehmer aus wichtigem persönlichen 
Grund dem Betrieb fernbleibt; werden auf den Förderungszeitraum


